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Widerspruch gegen den Sanktionsbescheid vom 09.06.2010 in der Neufassung vom 
23.06.2010 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Sehr geehrter Herr Brauckhaus, 
 
auch gegen den oben bezeichneten Bescheid vom 09.06.2010 in der Fassung vom 
23.06.2010 lege ich aber fristgerecht Widerspruch ein. 
 
Offensichtlich befindet sich die ARGE MK mit der Einreichung meiner Klage im Einstweiligen 
Rechtschutz in massivem Erklärungszwang. Sofern die Widerspruchsgegnerin sich lediglich 
darum bemüht, „wenigstens ein bisschen zu sanktionieren“ und das ER-Verfahren zu 
unterlaufen, so schlägt auch dieser Versuch fehl. 
 
In der Begründung schreiben Sie wörtlich: 
 

„Begründung: 
Sie haben trotz Belehrung über die Rechtsfolgen lhre in der Eingliederungsvereinbarung vom 
4. März 2010 festgelegten Pflichten nicht umfassend erfüllt, da Sie lhre Eigenbemühungen 
nicht ausreichend nachgewiesen haben. 
 
Sie an einer Arbeitsgelegenheit teilnehmen. Sie fehlen seit dem 20.03.10 unentschuldigt in der 
AGH, Sie haben sich in der Einrichtung nicht mehr gemeldet und auf ein Gespräch nicht 
reagiert, daher mußte die AGH beendet werden. 
 
Zur Begründung bzw. Erklärung des Verhaltens wurde von lhnen dargelegt, dass 
Sie eine Beschäftigung aufgenommen haben und ab Anfang Juni 10 auf Leistungen 
verzichten würden. Leider wurde das Beschäftigungsverhältnis bereits wieder gekündigt.“ 

 
Der oben zitierte Wortlaut ist lediglich eine verstümmelte Abwandlung des vorhergehenden 
und geht bereits aufgrund der zeitlichen Distanz und der  nicht ganz schlüssigen 
Sanktionsbegründung fehl. Der Satz: „Sie an einer Arbeitsgelegenheit teilnehmen.“ 
erschließt sich mir nicht. Behauptetes Fehlverhalten vor einer Arbeitsaufnahme nach fast drei 
Monaten zu sanktionieren widerspricht außerdem der nunmehr gefestigten Rechtsprechung. 
 

Handschriftlich ergänzen Sie: Dieser Bescheid ersetzt den Bescheid vom 
09.06.2010 (Wegfall Alg II gemäß § 31 SGB II) 

 
Soweit Sie vorgeben einen neuen Bescheid zu erlassen, so mangelt es bereits an einem 
ordentlichen Aufhebungsbescheid für den vorherigen. Außerdem hat vor einer geplanten 
Sanktionierung eine Anhörung stattzufinden. Über meinen Widerspruch ist noch nicht 
entschieden worden und auch das Sozialgericht in Dortmund hat das ER-Verfahren noch 
nicht ausgeurteilt. Außerdem ist eine Begründung „gem § 31 SGB II“ nicht hinreichend 



gestimmt. Die Vereinfachung wäre nur noch durch „gem. SGB II“ zu toppen gewesen. 
 
All diese Rechtsunsicherheiten können nur durch Gerichtsentscheidung aufgeklärt werden, 
da die Beklagte und Widerspruchsgegnerin nicht erkennen lässt, gerichtsfeste Bescheide  
erlassen zu können. 
 
Die von Ihnen beabsichtigte reduzierte Versagung des Arbeitslosengeldes II für die Zeit vom 
01.07.2010 bis 30.09.2010 bleibt rechtswidrig und inakzeptabel. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
 
 
 
Angela Schilling 


